
c. 974 § 1 

“Loci Ordinarius, itemque Superior competens, facultatem ad confessiones excipiendas habitualiter 
concessam ne revocet nisi gravem ob causam.”  

„Der Ortsordinarius und ebenso der zuständige Obere dürfen die auf Dauer verliehene Befugnis zur 
Entgegennahme von Beichten nur aus schwerwiegendem Grund widerrufen.“ 

 

von Martin Rehak 

 

 

„Verkünde das Wort, tritt auf, ob gelegen oder ungelegen …“ (2 Tim 4,2).  

„‚Herr, wie oft muss ich meinem Bruder vergeben, wenn er sich gegen mich versündigt? Sieben Mal?‘ 
Jesus sagte zu ihm: ‚Nicht siebenmal, sondern siebenundsiebzigmal‘“ (Mt 18,21f.). 

 

Der tragische Fall des Münsteraner Ruhestandsgeistlichen Ulrich Zurkuhlen (Z.), dessen Predigt am 
30.06.2019 über das Thema „Vergebung“ dazu geführt hat, dass der Bischof von Münster, Felix Genn, 
ihm am 10.07.2019 die Predigtbefugnis sowie die Beichtbefugnis entzog, ihm öffentliche 
Zelebrationen der Messfeier verbot, und seine Ruhestandsbezüge kürzte, bietet reichlich Stoff für 
theologische und kirchenrechtliche Nachbetrachtungen.  

Der Sachverhalt  

Der disziplinären Entscheidung des Münsteraner Oberhirten lag – soweit sich dies aus elektronischen 
Medien leicht rekonstruieren lässt (vgl. insbesondere hier, hier, hier, hier, hier, hier und hier) – in 
etwa folgender Sachverhalt zugrunde:  

Just zu einem Zeitpunkt, in dem die Aufdeckung eines länger zurückliegenden Missbrauchsfalls in 
Bocholt-Barlo bzw. Recklinghausen das Bistum Münster in Aufregung versetzte (vgl. hier, hier und 
hier), hatte Z. in einer frei gehaltenen Predigt zunächst – ausgehend von Lästereien zweier Frauen 
über ihre Ex-Männer, deren Ohrenzeuge er geworden war – allgemein das Thema Vergebung 
behandelt und dann im Blick auf einen befreundeten, des sexuellen Missbrauchs beschuldigten 
Priester sinngemäß angemerkt, dass es an der Zeit sei, „dass unsere kirchlichen Hierarchen doch auch 
den Missbrauchs-Tätern irgendwann vergeben würden.“ Daraufhin soll sich lautstarker Protest 
erhoben haben („Es wurde laut und hektisch im Altarbereich – das ging überhaupt nicht mehr“, vgl. 
hier), der Pfarrer Z. nach eigenen Angaben zum Abbruch der Predigt nötigte, während ungefähr 30 
oder 70 Personen das Gotteshaus verließen und auf dem Kirchplatz über die Predigt diskutierten. 
Berichtet wird ferner, dass auch von Missbrauch Betroffene am Gottesdienst teilgenommen haben, 
ohne dass Pfarrer Z. um deren Vorgeschichte wusste. Im Nachgang zu diesem Vorfall nahm Pfarrer Z. 
eine zunehmend hartnäckige Haltung ein. Zunächst beklagte er sich über den „Mob“, der kollektives 
Losbrüllen einer sachlichen Diskussion vorgezogen habe, und hielt an seiner Kritik an jenen Bischöfen 
fest, die straffällig gewordene Priester nur noch als „Verbrecher“ ansähen, ohne ihr sonstiges 
seelsorgliches Wirken zu würdigen, und die jenen Priestern gegenüber nicht zur Vergebung bereit 
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wären. Am 05.07.2019 kam es daraufhin zu einem ersten Gespräch zwischen Z. und Bischof Genn, in 
welchem der Bischof den Z. darum bat, freiwillig von weiterer Predigttätigkeit Abstand zu nehmen. 
Am 08.07.2019 wurde in der Pfarrei, in der Z. tätig war, ein Gesprächsabend abgehalten, an dem 
etwa 120 Personen teilnahmen, die in der Reflexion der umstrittenen Predigt fehlende Sensibilität 
und Opfernähe beklagten. Am selben Tag verteidigte Z. auf seiner Homepage die umstrittene Predigt 
(vgl. hier) und gab am 09.07.2019 u.a. dem WDR ein Interview, das am selben Tag ausgestrahlt 
wurde, und in welchen er sinngemäß erklärte: Es wundere ihn, dass Opfer Jahre und Jahrzehnte 
damit gewartet haben, ihre Missbrauchserfahrungen zu offenbaren. Und es sei verwunderlich, dass 
betroffene Kinder keine räumliche Distanz zu missbrauchenden Priestern geschaffen hätten, sondern 
immer wieder zu ihnen gegangen seien. Möglicherweise seien also die fraglichen Erfahrungen 
tatsächlich nicht so tragisch gewesen. Spätestens jetzt wandte sich der Pfarreirat der örtlichen 
Kirchengemeinde von Z. ab und forderte dessen Ablösung als mitwirkender Priester. Hieraus zog 
Bischof Genn, fassungslos über die offenbare Ignoranz von Z. in Bezug auf Täterstrategien und 
Opferleid sowie über Äußerungen, die von Betroffenen nur als Verhöhnung aufgefasst werden 
könnten, die kirchenrechtlichen Konsequenzen: „Es geht jetzt nicht um Vergebung für die Täter, 
sondern um Gerechtigkeit – soweit das überhaupt und ansatzweise möglich ist – für die Opfer. 
Nulltoleranz gegenüber dem Verbrechen sexuellen Missbrauchs heißt für mich auch Nulltoleranz 
gegenüber solchen unsäglichen Äußerungen, wie sie der Priester getätigt hat“ (vgl. hier).  

Theologisches  

Der am Rande dieser Eskalation u.a. zwischen Z. und dem leitenden Pfarrer Stefan Rau geführte 
theologische Disput, ob im Verhältnis zwischen Opfer und Täter die fünfte Bitte des Vaterunser-
Gebets Geltung beansprucht; oder ob umgekehrt „niemand […] ein Recht auf Vergebung habe oder 
[…] sie von Gott oder auch von den Opfern verlangen [könne]“ (vgl. hier), ist hier nicht zu vertiefen. 
Gestattet sei allerdings der Hinweis auf c. 980 CIC, wonach ein Beichtvater – der insoweit an der 
Stelle Gottes handelt – kirchenrechtlich verpflichtet ist, einem recht disponierten, sprich 
insbesondere einem reuigen Sünder die Absolution zu erteilen so die Vergebung der Sündenschuld 
vor Gott zuzusprechen.  

Die bischöfliche Disziplinarentscheidung 

Stattdessen sei die Frage beleuchtet, wie die Entscheidungen des Bischofs – Entzug der 
Predigtbefugnis, Verbot öffentlicher Zelebrationen und Kürzung der Bezüge, Widerruf der 
Beichtfakultas – kirchenrechtlich zu würdigen sind: Aufgrund welcher rechtlichen Grundlagen konnte 
Bischof Genn in der geschilderten Weise gegen Z. vorgehen?  

Gemäß c. 764 CIC haben Priester die Befugnis, überall zu predigen. Diese Befugnis kann jedoch, 
ebenfalls gemäß c. 764 CIC, vom zuständigen Ordinarius eingeschränkt oder entzogen werden. Dass 
Bischof Genn im vorliegenden Fall ein zuständiger Ordinarius ist (vgl. dazu c. 134 CIC), kann nicht 
zweifelhaft sein. Ein besonderer Grund für den Entzug oder die Beschränkung der Predigtbefugnis ist 
im kodikarischen Verkündigungsrecht nicht verlangt. Lediglich aus c. 51 CIC ergibt sich für alle 
Verwaltungsbefehle, die dem Adressaten ein bestimmtes Tun oder Unterlassen auferlegen (vgl. dazu 
c. 49 CIC), eine summarische Begründungspflicht. Dieser Begründungspflicht dürfte der Bischof 
bereits in nachvollziehbarer und hinreichender Weise mit seiner Erklärung aus der Pressekonferenz 
vom 10.07.2019 genügt haben, er wolle verhindern, dass Z. „weiterhin die Betroffenen mit seinen 
unsäglichen Thesen belästigt“. 
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Problematischer ist es, eine kodikarische Rechtsgrundlage für das Verbot öffentlicher Zelebrationen 
sowie eine Kürzung der Ruhestandsbezüge zu finden. Zwar würden sich derartige Rechtsfolgen etwa 
aus der Verhängung der Beugestrafe der Suspension (vgl. c. 1333 § 1 Nr. 2 CIC: Verbot der Ausübung 
der Weihegewalt) und der Sühnestrafe des Entzugs von Rechten (vgl. c. 1336 § 1 Nr. 2 CIC) ergeben. 
Ferner kann gemäß c. 1722 auch bereits während eines anhängigen Strafprozesses der Ordinarius 
einem angeklagten Priester u.a. die öffentliche Teilnahme an der Eucharistiefeier untersagen. Es ist 
jedoch weder ersichtlich, dass Z. eine Straftat im Sinne des kanonischen Rechts begangenen hätte, 
was Voraussetzung für den Eintritt einer Beugestrafe wäre; noch dass ein Strafverfahren gegen ihn 
durchgeführt worden wäre, was Voraussetzung für die Verhängung einer Sühnestrafe wäre; noch 
dass ein Strafverfahren gegen Z. eröffnet worden wäre. Endlich würde zwar die Norm des c. 1741 
Nr. 3 CIC im vorliegenden Fall eine Absetzung des Z. als Pfarrer rechtfertigen. Zu bedenken ist jedoch 
zum einen, dass Z. als mitwirkender Priester zwar offenbar den persönlichen Titel „Pfarrer“ führte, 
ohne freilich dadurch bereits Pfarrer im Sinne der cc. 519–534 CIC zu sein; und zum anderen, dass 
eine Absetzung als Pfarrer und ein Verbot öffentlicher Zelebrationen zwei sehr verschiedene 
Maßnahmen sind. 

Eine Rechtsgrundlage für die Kürzung der Bezüge findet sich jedoch in der einschlägigen 
Priesterbesoldungs- und -versorgungsordnung (PrBVO) des Bistums Münster vom 15.03.2019 (Abl 
Münster CLIII [2019] 71–78). Gemäß § 11 PrBVO erlischt ein Besoldungsanspruch der Priester im 
aktiven Dienst bei Eintritt in den Ruhestand, bei eigenmächtiger Aufgabe der übertragenen Dienste 
ohne Zustimmung des Bischofs, sowie immer dann, wenn dem Priester die weitere Ausübung seines 
Dienstes untersagt wird. Gemäß § 18 Ziff. 2 PrBVO erlischt „ein Anspruch auf Ruhegehalt […], wenn 
Umstände eintreten, die gemäß § 11 zum Erlöschen des Anspruchs auf Besoldung führen würden“. 
Die sich hier anschließende Frage, unter welchen Umständen der Bischof einem Priester zu Recht die 
weitere Ausübung seines Dienstes untersagt, liegt verständlicher Weise jenseits der Thematik einer 
Priesterbesoldungsordnung. Die Regelung des c. 900 § 2 CIC legt insoweit allerdings nahe, dass sich 
ein Zelebrationsverbot stets auf eine gesetzliche Grundlage im Kirchenrecht stützen muss. Auch 
wenn deutlich geworden ist, dass der Bischof den Z. für ungeeignet zum seelsorglichen Dienst 
erachtet, bleibt die (rechtliche) Begründung des Zelebrationsverbots letztlich eher unklar und man 
könnte den Eindruck gewinnen, die Maßnahme sei vor allem deshalb getroffen worden, weil sie die 
conditio sine qua non für die Kürzung der Ruhestandsbezüge ist.  

Was nun den „Entzug“ der Beichtbefugnis anbelangt, so sei zunächst darauf hingewiesen, dass das 
kodikarische Recht begrifflich zwischen der „Verwehrung der Ausübung“ der Beichtbefugnis im 
Einzelfall (vgl. dazu c. 967 § 2 CIC) und dem „Widerruf“ der Beichtbefugnis unterscheidet, wobei die 
Maßnahme des Bischofs erkennbar auf letzteres abzielt; sedes materiae ist damit die Norm des 
c. 974 CIC. Das geltende Recht ist – im Bruch mit der seit jeher bis ins 20. Jh. hinein üblichen, streng 
territorialen Begrenzung (vgl. dazu cann. 873 § 1, 874 § 1 CIC/1917) – so konzipiert, dass von der 
einmal von einem Ordinarius verliehenen Beichtbefugnis grundsätzlich weltweit Gebrauch gemacht 
werden kann. Von daher differenziert c. 974 § 2 CIC danach, ob der Widerruf einer Beichtbefugnis 
durch den ursprünglich verleihenden Ortsordinarius (bzw. dessen Amtsnachfolger) oder durch einen 
anderen Ortsordinarius erfolgt. Im ersten Fall erlischt die Beichtbefugnis weltweit, im zweiten Fall 
nur im Gebiet des anderen Ortsordinarius. Vorliegend wird man wohl davon ausgehen können, dass 
Z. seine Beichtvollmacht einst von einem Amtsvorgänger des jetzigen Bischofs von Münster erhalten 
hatte; der nunmehrige Widerruf („Entzug“) führt somit zum Totalverlust dieser Vollmacht. Sofern – 
wovon ebenfalls auszugehen ist – die einstige Verleihung der Beichtbefugnis an Z. auf unbestimmte 
Zeit, also dauerhaft erfolgte, kann diese Befugnis gemäß c. 974 § 1 allerdings nicht ohne weiteres 
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widerrufen werden. Das Gesetz verlangt vielmehr das Vorliegen eines „schwerwiegenden Grundes“. 
Diese Regelung „soll sowohl Priester wie auch Gläubige vor Willkür schützen“ (MKCIC-Althaus, c. 974, 
Rz. 3). Der „schwerwiegende Grund“ ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der sich als solcher jeder 
endgültigen Festlegung entzieht. Hilfreich für eine praktische Handhabung mag oftmals das Bild von 
einer Waage mit zwei Waagschalen sein: Schwerwiegend wäre demnach jedenfalls ein solcher 
Grund, der jene Gründe, die für eine Belassung der Beichtbefugnis streiten, überwiegt. Zu Recht 
merkt daher Rüdiger Althaus an: „Der für den Widerruf vorgetragene Grund mag unterschiedlich 
beurteilt und ggf. im Wege des hierarchischen Rekurses geprüft werden“ (ebd.). Auch deshalb ist 
jedoch das objektive Vorliegen eines schwerwiegenden Grundes keine Voraussetzung für die 
(einstweilige) Rechtswirksamkeit des Widerrufs (bis zur eventuellen Kassation durch die 
Entscheidung im hierarchischen Rekurs gem. cc. 1737–1739 CIC).  

Soweit ersichtlich, hat der Bischof in seiner Pressekonferenz vom 10.07.2019 nicht explizit dargelegt, 
aus welchem, seines Erachtens schwerwiegenden Grund er vorliegend die Beichtfakultas des Z. 
widerrufen hat. Zwei durchaus gewichtige Begründungsansätze liegen jedoch auf der Hand: Zum 
einen eine gewisse Besorgnis mangelnder Sensibilität im Beichtgespräch, insbesondere gegenüber 
Gläubigen, die leidvolle Erfahrungen aller Art schildern. (Ob man mit diesem Begründungsansatz 
einem bewährten Geistlichen wie Ruhestandspfarrer Z. gerecht wird, sei dahingestellt.) Zum anderen 
– was im Lichte einer erklärten Null-Toleranz-Politik durchaus von Gewicht sein dürfte – die Besorgnis 
eines ungerechtfertigten Laxismus gegenüber Tätern, die ihre Schuld bei Z. beichten und von ihm die 
Absolution erhalten möchten. 

Kanonistisches  

Der Fall Zurkuhlen bietet über eine Diskussion der bischöflichen Disziplinarentscheidung hinaus 
allerdings noch weiteren kirchenrechtlichen Gesprächsstoff.  

Zwar sind dem Z. vor allem seine nachfolgenden Interviews und weniger die ursprüngliche Predigt 
zum Verhängnis geworden. Die Angelegenheit macht jedoch darauf aufmerksam, dass das Thema der 
Qualitätssicherung beim Predigen von höchster Aktualität und Wichtigkeit ist. Auf eine kürzliche 
Publikation hierzu von kirchenrechtlicher Warte sei hingewiesen: Heribert Hallermann, Die 
Qualitätssicherung der Predigt als Aufgabe des Kirchenrechts, in: Thomas Meckel, Matthias Pulte 
(Hg.), Ius semper reformandum. Reformvorschläge aus der Kirchenrechtswissenschaft, Paderborn 
2018, 167–195.  

Der Bischof hat in Bezug auf die Ruhestandsbezüge in seiner Entscheidung den allgemeinen 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit offenbar insofern gewahrt, als die Bezüge nur gekürzt, aber nicht 
vollständig gestrichen wurden. Letzteres wäre im Übrigen mit dem bestehenden 
Inkardinationsverhältnis zwischen Bischof und Priester, durch das eine auch in Konfliktfällen wie dem 
vorliegenden fortdauernde Fürsorgepflicht des Bischofs begründet ist, unvereinbar (vgl. dazu auch 
c. 1350 § 2 CIC, wonach ein Ordinarius sogar dazu verpflichtet ist, für das Existenzminimum eines aus 
dem Klerikerstand Entlassenen, in welchem Falle also das Inkardinationsverhältnis aufgelöst ist, 
Sorge zu tragen).  

Für die Kirche war die Herausbildung des monarchischen Episkopats, durch welchen (in heutiger 
Sichtweise) gesetzgeberische, verwaltende und richterliche Befugnisse in der Hand des einen und 
einzigen Bischofs konzentriert wurden, ein Akt der Professionalisierung der kirchlichen Leitung 
gewesen. Es war seither jahrhundertelang das Privileg und die Bürde des Diözesanbischofs, schwere 



Entscheidungen in der Verwaltung seines Bistums zur treffen (während die Rechtsprechung schon 
seit dem Mittelalter kaum noch persönlich, sondern regelmäßig durch Gerichtsvikare ausgeübt 
wurde). Unter dem Einfluss moderner, auf der Gewaltenteilung basierender Staatskonzepte 
erscheint gegenwärtig die Einführung einer dezentralen kirchlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
vielen als Gebot der Stunde und Mittel für eine heutige Professionalisierung der kirchlichen Leitung. 
Auch wenn eine Debatte über die genauen Zuständigkeiten und Kompetenzen einer dezentralen, auf 
der Ebene der Bistümer oder der Bischofskonferenz angesiedelten Verwaltungsgerichtsbarkeit noch 
nicht geführt ist, steht doch zu erwarten, dass im Falle ihrer Einführung über Entscheidungen wie die 
vorliegende dann nicht mehr erstinstanzlich vor dem fachlich zuständigen Dikasterium der 
Römischen Kurie (hier: Kleruskongregation), sondern eben einem Verwaltungsgericht des Bistums 
oder der Bischofskonferenz geurteilt wird. Ob sich indes die Kirche mit einer weiteren 
Verrechtlichung, die mit der Möglichkeit dezentraler gerichtlicher Überprüfung kirchlicher 
Verwaltungsentscheide einhergehen dürfte, einen Gefallen tut, kann danach nur die Zukunft zeigen. 
Es ist bemerkenswert, dass sich gerade Bischof Genn im Nachgang zum Fall Zurkuhlen sehr 
wohlwollend zu dieser Thematik geäußert hat; aus einem Brief an Pfarreiräte und Kirchenvorstände 
wird er mit den Worten zitiert: „Als Bischof bin ich dazu bereit, auch meinerseits Macht abzugeben 
und mich beispielsweise auch einer kirchlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit unterzuordnen“ (siehe 
hier). Vielleicht spricht aus diesen Worten das Selbstvertrauen jenes Bischofs, der – kirchenrechtlich 
gut beraten – die gerichtliche Überprüfung seiner Entscheidungen nicht zu fürchten braucht.  

Epilog 

Kann eigentlich nach alledem Pfarrer Zurkuhlen von Bischof Genn Vergebung erwarten?  

In seiner Pressekonferenz vom 10.07.2019 erklärte der Bischof, er erwarte von seinem Priester „eine 
glaubhafte schriftliche Entschuldigung gegenüber den Betroffenen, gegenüber der Gemeinde, den 
Kolleginnen und Kollegen, gegenüber all den Menschen, die er verletzt hat“. Für den Verfasser dieses 
Beitrags klingt das nach jener „goldenen Brücke“, die bei demütiger Erbringung der so geforderten 
Vorleistung auf eine Versöhnung der Konfliktparteien hoffen lässt.  
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